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Nicht gezählt, oder besser: nicht ver-
öffentlicht wird die Anzahl der toten 
Soldat*innen in dem nun ins dritte Jahr 
gehenden Krieg in der Ukraine. Hun-
derttausende sollen es sein. Sie sterben 
noch anonymer als die Kinder in Gaza, 
deren Namen man wenigstens im Inter-
net finden kann. Noch glaubt die ukraini-
sche Gesellschaft an einen Sieg über Russ-
land und will die Zahlen ihrer Toten nicht 
wissen. Aber immer mehr Männer verste-
cken sich vor der Einberufung. Ein neues 
Gesetz zur Wehrdiensterfassung soll der-
weil für eine „transparente“ Mobilma-
chung sorgen, denn der Armee gehen die 
Soldat*innen aus. Die Einberufung kommt 
nun aufs Mobiltelefon. Es soll kein Entrin-
nen vor der Vaterlandspflicht mehr geben.

Kurz nach Beginn des Ukraine-Kriegs 
veröffentlichte der spanische Philosoph 
Raúl Sánchez Cedillo mit Unterstützung 
medicos ein Buch über dessen Hinter-
gründe und Folgen: „Dieser Krieg endet 
nicht in der Ukraine“: Nicht nur mit dem 
Titel behielt er Recht. Er vertrat auch die 
These, dass die westlichen Gesellschaften 
einem Kriegsregime anheimfielen, das sich 
tief in Wirtschaft, Politik und Kultur ein-
schreiben werde. Vor zwei Jahren hätte 
man das noch als zu düstere Prognose 
abweisen können. Heute ist die veröf-
fentlichte Meinung geprägt von Bekennt-
niszwang und Gut-Böse-Weltbildern. 
Das Kriegsregime setzt auch die öko-
nomischen Prioritäten neu. Statt Klima-
schutz gibt es jetzt Aufrüstung. Der mili-
tärisch-industrielle-Komplex feiert eine 
rasante Wiederauferstehung. Dass eine 
Kriegsökonomie zeitweilig gut funktionie-
ren kann, zeigt das Putin-Regime: Wäh-
rend russische Soldaten aus der Provinz 
genauso verheizt werden wie ihre ukrai-
nischen Gegenüber, führt man in Moskau 
ein normales Konsumleben. Starbucks 
heißt jetzt Tasty und Ikea Good Luck. Der 

unbeschränkte Zugang zu Waren ist das, 
was für die Mehrheit zählt. Die Paralleli-
tät von Krieg und Konsumfrieden ist ein 
Kennzeichen unserer Zeit.

So kann man vor sich selbst verbergen, 
dass die Kriege heute nicht von ihrem 
möglichen Ende künden, also irgendwie 
ein unmoralisches Mittel politischer Fern-
ziele sind, sondern von der Wiederkehr 
längst nicht mehr für möglich gehaltener 
kriegerischer Formen der Konfliktaustra-
gung: in der Ukraine ein sinnloses soldati-
sches Massensterben um kaum messbare 
Geländegewinne wie einst bei Schlach-
ten des Ersten Weltkriegs, im Gazastrei-
fen ein von Israel mit künstlicher Intelli-
genz geführter Krieg, den ein israelischer 
Geheimdienstoffizier in der Zeitung Haa-
retz als „Massenmordfabrik“ bezeichnete. 

Nun werden viele einwenden, es gäbe 
Gründe für diese Kriege: der russische 
Angriff, das Hamas-Massaker. Das ist rich-
tig. Aber wenn man diese Kontextuali-
sierung verlangt, dann ist auch an ande-
rer Stelle die Frage nach Ursachen und 
Zusammenhängen zu stellen. Doch 
anstatt sich um ein Verstehen zu bemü-
hen, zieht man sich auf eine Ontologie 
des radikal Bösen zurück. Die scheinbare 
Zwangsläufigkeit des Krieges, die jegliches 
Nachdenken zum Verrat erklärt, reprodu-
ziert zugleich ein westliches Überlegen-
heitsgefühl im Zeichen des eigenen Hege-
monieverlusts. So wird vom Westen kein 
Frieden ausgehen. Krieg begleitet seinen 
sinkenden Stern.

Deutschland gibt dabei eine besondere 
Art der Provinzposse. Denn die kriegeri-
sche Zeitenwende ist mit dem Selbstver-
ständnis eines wieder gut gewordenen 
Deutschlands schwer vereinbar. Im Nebel 
der Moral wehen die israelischen und 
ukrainischen Flaggen vor unseren Rathäu-
sern und behaupten: Wir sind die Guten. 

Wie man sich hierzulande 
an den Krieg gewöhnt

Deutscher Bekenntniszwang und Gut-Böse-WeltbilderKatja Maurer

In den sozialen Medien 
geht derzeit eine automa-
tisch scrollende Liste mit 
Namen und Geburtsdaten 
vor schwarzem Hin-
tergrund viral: In einer 
Endlosschleife wandern 
Namen von Kindern, 
die bei den israelischen 
Angriffen in Gaza ums 
Leben kamen, über den 
Bildschirm. Man wird 
aufgefordert, wenigstens 
so lange hinzuschauen, 
bis man ein Kind findet, 
das das zweite Lebensjahr 
erreicht hat. Tatsächlich 
flimmern vor den Augen 
zu lange Namen, die nicht 
einmal das erste erreichten. 
Es ereilt einen einer dieser 
flachen Schrecken, wie ihn 
die Mittel der Aufmerksam-
keitsökonomie wecken 
können. Fast die Hälfte der 
Toten in Gaza sind Kinder.

http://www.frsh.de
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Politiker*innen ziehen durch Schulen, 
um im Namen der Aufklärung Konformi-
tät zu erzwingen. Der Konsens von oben, 
dass das Abschlachten von [über] 30.000 
Palästinenser*innen ein „Verteidigungs-
krieg“ ist, eine Sprachregelung, die an das 
russische Wording von der „Spezialope-
ration“ erinnert, wird durchgesetzt, auch 
wenn Deutschland dadurch noch provin-
zieller wird. Man denke nur an die jüngste 
Absage von der US-amerikanischen 
Künstlerin Laurie Anderson, die sich einer 
deutschen Gewissensprüfung nicht unter-
ziehen wollte. Vergessen sind Alexander 
und Margarete Mitscherlich, die schon in 
der „Unfähigkeit zu Trauern“ 1967 warn-
ten, dass der Philosemitismus der deut-
schen Eliten nur eine verdeckte Form 
des Antisemitismus ist. Antisemit*innen 
sind heute die anderen: kritische Juden 
und Jüdinnen, Palästinenser*innen qua 
Existenz, all die Migrant*innen, die sich 
schweigend mit den Menschen in Gaza 
solidarisieren, auch weil sie sich selbst 
gemeint fühlen. 

Vergessen ist auch Thomas Mann. Er 
sagte 1945 in seiner Rede „Deutsch-
land und die Deutschen“, die man heute 
wieder lesen muss, dass „das böse 
Deutschland auch das fehlgegangene 
gute“ sei. Aus diesem Grund könne man 
das „schuldbeladene Deutschland nicht 
ganz verleugnen und erklären: ‚Ich bin 
das gute, das edle, das gerechte Deutsch-
land im weißen Kleide, das böse über-
lasse ich euch zur Ausrottung.‘“ Thomas 
Mann hielt die Rede, als er die US-ame-
rikanische Staatsbürgerschaft annahm. 
Nach Deutschland ist er nur als Besucher 
zurückgekehrt. Mit der Entkoppelung von 
Auschwitz aus der deutschen Geschichte 
zu einem zwölfjährigen Sünden- und Aus-
nahmenfall hat man dieses „böse Kleid“ 
nun endgültig entsorgt.

Der antisemitische Sündenfall heißt statt-
dessen und neuerdings Postkolonialismus. 
Mit seiner Delegitimierung wird nicht nur 
Israel in seiner widersprüchlichen Existenz 
verteidigt, wo das Ansinnen der Befrei-
ung und das Begehren nach einer sicheren 
Zuflucht dem auch kolonialen Ursprung 
und der daraus folgenden immerwähren-
den Angst des Kolonisten vor den Koloni-
sierten diametral gegenüberstehen. Der 
Westen verteidigt sich und seine kolo-
niale Überformung und Ausbeutung der 
Welt damit vor allen Dingen selbst. Denn 
die Versprechen der Globalisierung von 
wachsendem Wohlstand für alle haben 
sich entleert. Geblieben ist der ungeheure 
Hunger nach Ressourcen, um den eigenen 
Wohlstand gegen alle anderen zu vertei-

digen. Afrika wird neu aufgeteilt in einem 
Run auf Wasserstoffgewinnung und Son-
nenenergie. 

Die dekoloniale Sprechweise der 
deutschen Außenpolitik kann diesen 
Hunger nur schwer verbrämen. Seit 
Gaza ist sie nicht einmal mehr Stück-
werk. Hannah Arendt würde heute 
den Hannah-Arendt-Preis nicht erhal-
ten, sagte die US-amerikanische Pub-
lizistin Masha Gessen kürzlich. Denn 
für Arendt war die Verbindung der 
kolonialen Verbrechen zu Auschwitz 
offenkundig. In „Elemente und Ursprünge 
des Totalitarismus“ zieht sie eine direkte 
Linie von den Kolonialverbrechen, ihrem 
Rassismus und ihren imperialistischen 
Wurzeln zum NS-Kolonialismus und der 
Judenvernichtung.

Wer Hoffnung sucht, wird sie kaum im 
Globalen Süden finden, der das Begeh-
ren nach einer neuen Weltgestaltung, wie 
sie die Blockfreien in Bandung 1957/58 
forderten, unter dem Zwang der Verhält-
nisse längst aufgegeben hat. Und doch sind 
die Lücken, die sich in den Auseinander-
setzungen um die multipolare Weltord-
nung auftun, die Orte, an denen etwas ent-
stehen kann, was die Allmacht des Kriegs-
regimes einschränken könnte. Die UNO, 
die sich in den letzten Jahrzehnten von den 
sozialdemokratisch geprägten Reformver-
suchen Kofi Annans weitestgehend verab-
schiedet hat und zu einem Stabilisator des 
Status quo geworden ist, dient als letzter 
verbliebener ziviler Austragungsort für die 
Weltkonflikte. Hier erweisen sich die Anti-
semitismusvorwürfe von Israel und dem 
Westen mehr als Verbalinjurien denn als 
ernsthaft vorgetragene Argumente. Sie rei-
chen nur hin, um die Bekämpfung des Anti-

semitismus um seinen eigentlichen Gehalt 
weiter zu entleeren.

Bei der südafrikanischen Klage vor dem 
Internationalen Gerichtshof in Den Haag, 
die einen möglichen Genozid in Gaza ver-
hindern sollte, trat in Erscheinung, was 
noch von sich hören lassen wird. Dass 
nämlich die Anrufung des Menschen- und 
des Völkerrechts, wie es sich nach den 
nationalsozialistischen Verbrechen gegen 
die Menschheit geformt hat, nur noch 
von denen ernsthaft vertreten wird, die 
sie nicht zu ihrer eigenen Legitimation 
der Macht missbrauchen. Die südafrika-
nischen Jurist*innen haben sie nicht als 
staatliche Vertreter*innen, sondern mit 
ihren Biografien in der Auseinanderset-
zung mit der Apartheid und den Posta-
partheid-Konflikten repräsentiert. 

Dem Ende der westlichen Hegemonie 
muss nicht das Kriegsregime folgen. Es 
kann auch in der Besinnung auf das uni-
verselle Menschenrecht bestehen, und 
hier zuallererst in dem Recht auf Rechte, 
das allen Bewohner*innen dieses Plane-
ten zusteht. Gaza ist ein Menetekel und 
wirft die Frage auf, ob wir Privilegierten zu 
einer allumfassenden Humanität überhaupt 
noch in der Lage sind. Die südafrikani-
schen Jurist*innen haben mit ihrem Behar-
ren darauf, dass den Palästinenser*innen 
das Recht auf Rechte zusteht und der Krieg 
gegen sie sofort enden muss, einen Hori-
zont eröffnet. Es ist nicht nur der einzig 
verbliebene Horizont, sondern auch die 
Möglichkeit der Wahrheit, die Möglichkeit 
eines neuen Anfangs.

Katja Maurer ist im Ruhestand bei medico internatio-
nal. Dieser Beitrag erschien zuerst im medico-Rund-
schreiben 1/2024. www.medico.de 

Vielen Dank!
Wir bedanken uns herzlich bei allen Autor*innen, Fotograf*innen und allen 
anderen, deren Engagement dazu beiträgt, dass dieses Magazin regelmäßig eine 
breite Palette von Themen der Migration und Flüchtlingssolidarität im nördlichs-
ten Bundesland und weit darüber hinaus behandeln kann. 

Als kleiner Verein sind wir auf die Mitarbeit der zahlreichen Ehren- und Haupt-
amtlichen angewiesen, die ihre Zeit für das Magazin „Der Schlepper“ verwen-
den. Daher möchten wir an dieser Stelle ausdrücklich dafür werben, sich an der 
Gestaltung von „Der Schlepper“ zu beteiligen. Vorstellungen von besonderen 
Initiativen, Berichte über aktuelle Entwicklungen und Essays über spannende 
(Flucht-)Geschichten sind uns stets willkommen.

Die Redaktion von „Der Schlepper“ 
schlepper@frsh.de

Magazin für Migration und Flüchtlingssolidarität in Schleswig-Holstein

http://www.frsh.de
http://www.medico.de
mailto:schlepper@frsh.de
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Es gibt viel zu verlieren!

75 Jahre Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
und die Zukunft des Asylrechts

Kai Weber

Am 10. Dezember 2023 
wurde die „Allgemeine 
Erklärung der Men-
schenrechte“ (AEMR) 75 
Jahre alt. Weder in Berlin 
noch in Hannover gab 
es dazu einen Staats-
akt. Der Bundespräsident 
oder der Bundeskanz-
ler sahen sich nicht aufge-
rufen, aus diesem Anlass 
eine Ansprache zu halten. 
Immerhin würdigte der 
Bundestag den Jahrestag 
in einer Plenardebatte am 
13. Dezember 20231.

1	  https://www.bundestag.de/dokumente/textar-
chiv/2023/kw50-de-vereinbarte-debatte-980610 

Die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte vermittelt keine einklagbaren 
Rechte. Sie hat insofern „nur“ deklarato-
rische Bedeutung, aber sie ist Anstoß und 
Grundlage dafür, dass Menschenrechte 
in den nachfolgenden völkerrechtlichen 
Verträgen und in nationalen Verfassun-
gen – wie z. B. auch dem Grundgesetz – 
als individuelle einklagbare Rechte festge-
schrieben wurden. 

Artikel 14 AEMR bestimmt:

„Jeder hat das Recht, 
in anderen Ländern vor 
Verfolgung Asyl zu suchen 
und zu genießen“.

Mit diesem Satz unterstreicht die Welt-
gemeinschaft 1948 – noch unter dem 
Eindruck der Gräueltaten des Faschis-
mus – das Recht, Asyl zu suchen, „da die 
Nichtanerkennung und Verachtung der 
Menschenrechte zu Akten der Barba-
rei geführt haben, die das Gewissen der 
Menschheit mit Empörung erfüllen…“, 
wie es in der Präambel heißt. Menschen 
haben das Recht auf Schutzsuche. Sie 
als „irregulär“ oder „illegal“ zu diffamie-
ren, wird ihrer Lage nicht gerecht. „Irre-
gulär“ und völkerrechtswidrig sind nicht 
die Schutzsuchenden, sondern die zuneh-
menden Versuche der europäischen Staa-
ten, eine Inanspruchnahme des Rechts auf 
Asyl an den Grenzen zu verhindern.

Als „illegale Einwanderer“ wurden wäh-
rend der Zeit des deutschen Faschismus 
auch viele Verfolgte des Naziregimes dif-
famiert. Millionen von Menschen wurden 
verfolgt und in den Todesfabriken der 
Faschisten ermordet, Hunderttausende 
hätten gerettet werden können, wenn es 
so etwas wie eine organisierte Rettungs-
politik im europäischen und außereuropä-
ischen Ausland gegeben hätte. Bekannt-

Anlässlich der Veröffentlichung dieses 
Textes im Magazin Der Schlepper darf ein 
Hinweis nicht fehlen: In Schleswig-Hol-
stein hat der Flüchtlingsrat zum 18. Mal 
am Internationalen Menschenrechtstag 
den Leuchtturm des Nordens2 vergeben 
– an die Seenotrettungsorganisation SOS 
Humanity, deren Arbeit inzwischen von 
der Politik allerdings eher kriminalisiert als 
wertgeschätzt wird. Insgesamt aber blie-
ben die politischen Würdigungen zum Jah-
restag der AEMR zurückhaltend. Auch die 
Medien hielten sich mit Berichten zurück. 
Offensichtlich stehen die Menschenrechte 
derzeit nicht hoch im Kurs. Vielmehr 
macht sich in der nationalen und europäi-
schen politischen Klasse mit Blick auf den 
Erhalt von Grund- und Menschenrechten 
eine – u. a. im Entwurf des neuen CDU-
Grundsatzprogramms3 oder im Gemein-
samen Europäischen Asylsystem4 – zutage 
tretende Menschenfeindlichkeit breit, die 
jede Besorgnis rechtfertigt. 

Die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte von 19485 aber ist ein wunder-
barer Text, der die Grundidee der Men-
schenrechte verkündet und ausdifferen-
ziert: Jeder Mensch hat ein Anrecht auf 
ein selbstbestimmtes Leben in Freiheit. 
Die Menschenrechte garantieren unsere 
Freiheiten auch gegenüber dem Staat. 
Sie sind weder von Vorleistungen abhän-
gig noch von der Staatsangehörigkeit. Der 
Staat hat die Menschenrechte zu achten, 
staatlichen Gestaltungs- und Regelungsin-
teressen werden damit Grenzen gesetzt.

2	  https://www.frsh.de/fluechtlingsrat/leucht-
turm-des-nordens/2023-sos-humanity 
3	  https://www.frsh.de/artikel/kundge-
bung-fuer-eine-solidarische-gesellschaft-jetzt-asyl-
recht-verteidigen 
4	  https://www.frsh.de/artikel/nein-zum-geplanten-
gemeinsamen-europaeischen-asylsystem-geas-1 
5	  https://www.un.org/depts/german/menschen-
rechte/aemr.pdf 

http://www.frsh.de
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw50-de-vereinbarte-debatte-980610
https://www.frsh.de/fluechtlingsrat/leuchtturm-des-nordens/2023-sos-humanity
https://www.frsh.de/artikel/kundgebung-fuer-eine-solidarische-gesellschaft-jetzt-asylrecht-verteidigen
https://www.frsh.de/artikel/nein-zum-geplanten-gemeinsamen-europaeischen-asylsystem-geas-1
https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
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Menschenrechtsverletzungen gegenüber 
Schutzsuchenden:

•	 Seit 2016 organisieren Italien und 
die EU zusammen mit der von Men-
schenhändlern10 und Warlords11 kon-
trollierten libyschen Küstenwache so 
genannte Pullbacks: Behörden aus 
der EU melden gesichtete Flüchtlings-
boote an die libysche Küstenwache, 
diese bringt die Boote auf und schafft 
die Flüchtlinge zurück. In Libyen ver-
schwinden viele von ihnen in berüch-
tigten Foltergefängnissen, deren schau-
erliche Existenz schon lange bekannt 
ist. Bereits 2017 wurde öffentlich, dass 

10	  https://www.spiegel.de/politik/ausland/libyen-
sklavenmaerkte-das-erbe-des-arabischen-rassismus-
a-1181801.html 
11	  https://katapult-magazin.de/de/artikel/eu-finan-
ziert-warlords-um-fluechtlinge-fernzuhalten 

lich schlossen die meisten Staaten ihre 
Grenzen gegenüber Flüchtlingen bis auf 
einen Spalt und überließen die Verfolgten 
ihren Häschern.6

Auch wem die Flucht gelang, konnte 
sich nicht sicher fühlen. Hannah Ahrendt 
hat das Verlorensein von Geflüchteten 
in einer Welt, in der Geflüchtete recht-
los gestellt sind, treffend beschrieben: 
„Dass es so etwas gibt wie ein Recht, 
Rechte zu haben, wissen wir erst, seit-
dem Millionen von Menschen aufgetaucht 
sind, die dieses Recht verloren haben 
und zufolge der neuen globalen Organi-
sation der Welt nicht imstande sind, es 
wiederzugewinnen.“7

Es sind diese historischen Erfahrungen, 
die auf nationaler Ebene (Grundgesetz), 
aber auch auf internationaler Ebene dazu 
geführt haben, dass das Recht auf Asyl 
abgesichert wurde. Neben anderen, hier 
nicht weiter ausgeführten Konventionen 
(z.B. der Anti-Folter-Konvention) sind vor 
allem zu nennen:

•	 Die Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK)8 von 1951 beziehungsweise 
1967, Stand heute unterschrieben von 
145 Mitgliedsstaaten: Nach Artikel 
33 Absatz 1 GFK verpflichten sich die 
vertragschließenden Staaten zum so 
genannten Non-Refoulement-Gebot: 
Sie verpflichten sich, keinen Flüchtling 
in ein Land abzuschieben oder zurück-
zuweisen, in dem sein Leben oder 
seine Freiheit wegen seiner Rasse, Reli-
gion, Staatsangehörigkeit, seiner Zuge-
hörigkeit zu einer bestimmten sozia-
len Gruppe oder wegen seiner politi-
schen Überzeugung bedroht ist. Inzwi-
schen ist anerkannt, dass das (sozi-
ale) Geschlecht die Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen Gruppe dar-
stellen kann. Aber nur wer die Grenze 
erreicht hat, kann einen Asylantrag 
stellen. Garantiert sein muss zumindest 
ein angemessenes und faires Verfahren.

•	 Europäische Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten (Europäische Menschenrechts-
konvention, EMRK)9: Sie ist das Kern-
stück des Menschenrechtsschutzes in 
Europa. Die EMRK trat 1953 in Kraft 

6	  https://www.frsh.de/fileadmin/schlepper/
schl_107/s107_78-80.pdf 
7	  Arendt, Elemente und Ursprünge totaler Herr-
schaft (s. Anm. 28), S. 462
8	  https://www.unhcr.org/dach/wp-content/
uploads/sites/27/2017/03/Genfer_Fluechtlingskon-
vention_und_New_Yorker_Protokoll.pdf 
9	  https://www.echr.coe.int/documents/d/echr/
convention_deu 

und gilt heute für mehr als 830 Milli-
onen Menschen in 47 Staaten. Wo sie 
gilt, garantiert sie allen Menschen bür-
gerliche und politische Menschen-
rechte und den Schutz vor einer men-
schenrechtswidrigen Behandlung.

Der Europäische Menschenrechtsge-
richtshof in Straßburg (EGMR) spricht 
auch Geflüchteten immer wieder Rechte 
zu, wo sie in der Praxis verletzt werden. 
So stufte er 2023 der EGMR die Lebens-
bedingungen einer asylsuchenden, 
schwangeren Frau in einem Lager auf der 
griechischen Insel Samos als „unmensch-
liche und erniedrigende Behandlung“ ein 
und stellte eine Verletzung von Artikel 3 
der Europäischen Menschenrechtskon-
vention (EMRK) fest. Solche Urteile, in 
Einzelfällen aufwändig juristisch erkämpft, 
sind ein Fingerzeig: Praktisch verzeich-
nen wir an den Grenzen der Europäi-
schen Union schon seit Jahren unzählige 

https://www.spiegel.de/politik/ausland/libyen-sklavenmaerkte-das-erbe-des-arabischen-rassismus-a-1181801.html
https://katapult-magazin.de/de/artikel/eu-finanziert-warlords-um-fluechtlinge-fernzuhalten
http://www.frsh.de
https://www.frsh.de/fileadmin/schlepper/schl_107/s107_78-80.pdf
https://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2017/03/Genfer_Fluechtlingskonvention_und_New_Yorker_Protokoll.pdf
https://www.echr.coe.int/documents/d/echr/convention_deu
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das Auswärtige Amt intern von „KZ-
ähnlichen Verhältnissen“12 sprach.

• Pushbacks und Gewalt sind in Grie-
chenland entsetzlicher Alltag – ob an
der Landgrenze oder auf den griechi-
schen Inseln in der Ägäis: Flüchtlinge
werden mit roher Gewalt illegal abge-
schoben, auf das offene Meer zurück-
geschleppt und ausgesetzt. Als der tür-
kische Ministerpräsident Erdogan im
Frühjahr 2020 für tausende Flüchtende
die Grenzen nach Griechenland öff-
nete, rüstete Athen die Grenzabrie-
gelung mit EU-Unterstützung massiv
auf und setzte das Asylrecht kurzer-
hand außer Kraft. Kommissionsprä-
sidentin Ursula von der Leyen lobte
Griechenland als „unser europäischer
Schutzschild“.13

• Ungarn14 gibt sich keinerlei Mühe, ver-
brecherische Pushbacks zu verber-
gen. Stolz werden die illegalen Zurück-
weisungen in offiziellen Statistiken auf-
geführt. 2021 waren es über 46.000,
2022 über 150.000.

• Seit Jahren gibt es Berichte über
gewaltsame und systematische Push-
backs unter der Regie des kroatischen
Innenministeriums unter dem Namen
»Operation Korridor«15.

• Aus Bulgarien gibt es Videoaufnah-
men16, die Schüsse der Grenzpolizei
auf Flüchtlinge dokumentieren. Allein
im Zeitraum von Juli 2020 bis Novem-
ber 2021 wurden über 3.700 Push-
backs an der serbisch-rumänischen
Grenze mit Erfahrungsberichten doku-
mentiert.

• Litauen und Polen17 beschlossen im
Sommer beziehungsweise Herbst
2021 neue Gesetze, die eine Abriege-
lung der Grenzen und automatische
Inhaftierung von Menschen erlauben,
die die Grenze ohne Einreiseerlaubnis
überquert haben. Tausende Menschen
wurden monatelang willkürlich in her-
untergekommenen Haftzentren unter
Militärführung festgehalten.

12	  https://fragdenstaat.de/blog/2018/libyen-fluecht-
lingslager/ 
13	  https://www.sueddeutsche.de/politik/eu-eu-
spitze-dankt-griechenland-europaeischer-schild-dpa.
urn-newsml-dpa-com-20090101-200303-99-163084 
14	  https://library.fes.de/pdf-files/id-moe/12018.pdf 
15	  https://www1.wdr.de/daserste/monitor/extras/
pressemeldung-pushbacks-100.html 
16	  https://www.tagesschau.de/investigativ/monitor/
eu-aussengrenze-fluechtlinge-frontex-101.html 
17	  https://zeitschrift-osteuropa.de/hefte/2021/8-9/
das-recht-wird-an-die-inhumane-praxis-angepasst/ 

Dies ist die politische Ausgangslage, auf 
deren Grundlage die Europäische Kom-
mission sich mit dem Europäischen Rat 
sowie dem EU-Parlament am 20. Dezem-
ber 2023 auf eine Reform des oben 
genannten Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems (GEAS) geeinigt hat, das 
Haftlager an den Grenzen, stark einge-
schränkte Rechtschutzmöglichkeiten, ein 
verschärftes Dublin-Zuständigkeitsregime 
mit vollständigem Entzug von Sozialleis-
tungen im ‚falschen Land‘ und die Mög-
lichkeit einer Zurückweisung von Asylsu-
chenden in angeblich ‚sichere Drittstaa-
ten‘ vorsieht.

Vordergründig geschieht dies, ohne die 
Genfer Flüchtlingskonvention oder die 
EMRK formell anzutasten. Faktisch wird 
für Schutzsuchende der Zugang zum Asyl-
system der Europäischen Union in der 
Praxis drastisch erschwert oder sogar 
gänzlich versperrt. Anstatt illegalen 
Zurückweisungen, die mit dem Völker-

recht brechen, endlich einen Riegel vor-
zuschieben, sollen diese durch die neuen 
Regelungen legitimiert werden. PRO 
ASYL kritisiert die vereinbarte Durch-
führung von Asylverfahren in geschlosse-
nen Einrichtungen an den europäischen 
Außengrenzen als „dystopische Vision 
eines Europas der Haftlager“.18 

Die Deutsche Bischofskonferenz kom-
mentiert: „Das Vorhaben, unschuldige 
Menschen – auch Familien mit kleinen 
Kindern – in haftähnlichen Lagern an den 
EU-Außengrenzen zu internieren, ist ver-
antwortungslos. Statt auf Abschreckung 
und Abschiebung zu setzen, statt Men-
schen der Perspektivlosigkeit und Not 
auszuliefern, müssen wir in der Europä-
ischen Union endlich einen gemeinsa-
men Raum des Schutzes und der Solidari-
tät schaffen. Der Umgang mit Geflüchte-

18	  https://www.proasyl.de/news/abbau-der-men-
schenrechte-von-gefluechteten-in-europa-beschlossen/ 
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ten ist eine Frage der Würde, auch unse-
rer eigenen. In einer Welt, in der mehr als 
110 Millionen Menschen gezwungen sind, 
ihre Heimat zu verlassen, kann unsere 
Antwort nicht Abweisung lauten.“19

Gravierende Folgen für den internatio-
nalen Flüchtlingsschutz hat auch das im 
Rahmen von GEAS beschlossene Kon-
zept der ‚sicheren Drittstaaten‘. Die ent-
scheidende Frage dabei ist: Wann kann 
ein Staat tatsächlich als ‚sicher‘ gelten? 
Für Deutschland legt Artikel 16a Absatz 
2 GG20 fest, dass ein sicherer Drittstaat 
die GFK sowie die EMRK ratifiziert haben 
muss: „(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht 
berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaften oder aus 
einem anderen Drittstaat einreist, in dem 
die Anwendung des Abkommens über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der 
Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten sichergestellt 
ist.“

Der wissenschaftliche Dienst des Deut-
schen Bundestages kritisiert in einer Stel-
lungnahme, mit Inkrafttreten von GEAS 
„könnten auch Staaten, die die GFK nicht 
oder nur mit geografischem Vorbehalt 
ratifiziert haben, als ‚sichere Drittstaaten‘ 
eingestuft werden. Diese Staaten wären 
nicht verpflichtet die GFK einzuhalten und 
so bestünde das Risiko, dass Flüchtlingen 
im Aufnahmestaat weniger Rechte zustün-
den als im ausweisenden Staat. Letztlich 
wird dies aber auch immer von den nati-
onalen Regelungen im Aufnahmestaat 
abhängen.“21

Auch UNHCR und IOM verlangen, dass 
Schutzsuchende in Übereinstimmung mit 
den Rechten der GFK und mit internati-
onalen Menschenrechtsstandards behan-
delt werden, und warnt vor einer völker-
rechtswidrigen Auslagerung von Asylver-
fahren: „Menschen dieses Recht zu ver-
weigern oder Asylsuchende in Drittländer 
auszulagern, verstößt gegen das Völker-
recht. Es sind Akte der Grausamkeit“.22

PRO ASYL kommt zu dem Schluss: 
„Mit der Europäischen Einigung können 
zukünftig deutlich mehr außereuropäische 

19	  https://www.dbk.de/presse/aktuelles/meldung/
statement-von-erzbischof-hesse-und-bischof-staeb-
lein-zur-reform-des-gemeinsamen-europaeischen-
asylsystems 
20	  https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_16a.
html 
21	  https://www.bundestag.de/resource/
blob/963806/bb3b2f1de05307d06d1ec8217b-
6cd2c5/WD-2-047-23-pdf-data.pdf 
22	  https://www.spiegel.de/ausland/iom-und-unhcr-
chefs-zur-migrationspolitik-asylverfahren-auszu-
lagern-ist-ein-akt-der-grausamkeit-a-1d9396b2-
b163-4f62-9d76-2f85becd4eff 

Drittstaaten als sicher eingestuft werden, 
um Flüchtlinge in diese Länder abzuschie-
ben. Weder muss in dem Drittstaat die 
Genfer Flüchtlingskonvention gelten, noch 
muss das ganze Land sicher sein. Wenn 
es eine entsprechende Vereinbarung zwi-
schen Drittstaat und EU gibt, soll die 
Sicherheit schlicht angenommen werden 
können. Dadurch wird die Möglichkeit 
eröffnet, dass Mitgliedstaaten sich weitge-
hend aus dem Flüchtlingsschutz zurück-
ziehen, indem sie Nachbarländer oder 
andere Staaten entlang der Fluchtrouten 
als ‚sicher‘ einstufen. Diese Vorgehens-
weise wird dazu führen, dass Menschen, 
die nach Europa geflohen sind, ohne Prü-
fung ihrer tatsächlichen Fluchtgründe in 
diese Länder abgeschoben werden.“

Selbst vermeintlich linke Sozialdemokra-
ten, grüne Ministerpräsidenten und ehe-
mals linke Bundestagsabgeordnete zeigen 
sich inzwischen ‚offen‘ für Drittstaatskon-
zepte, die eine Externalisierung von Asyl-
verfahren ins Ausland vorsehen. Doch die 
öffentliche Debatte ist damit noch lange 
nicht abgeschlossen. 

Zunehmend und lautstark fordern immer 
mehr Politiker*innen unverhohlen eine 
Änderung oder Abschaffung des Asyl-
rechts: Thorsten Frei, immerhin innen-
politischer Sprecher der CDU/CSU-Fak-
tion23, steht mit seiner Forderung, Schutz-
suchende an den Grenzen zurückzuwei-
sen und das Asylrecht abzuschaffen, längst 
nicht mehr alleine: Der CDU-Landes-
verband Baden-Württemberg stellte sich 
hinter ihn, auch CDU-Chef Merz gab ihm 
Rückendeckung. Jens Spahn24 will „irre-
guläre Migrationsbewegungen“ gegebe-
nenfalls „mit physischer Gewalt“ aufhal-
ten. Nach dem oben genannten Entwurf 
eines neuen Grundsatzprogramms der 
CDU sollen Asylsuchende in einen siche-
ren Drittstaat überführt werden und dort 
ein Verfahren durchlaufen: „Im Falle eines 
positiven Ausgangs wird der sichere Dritt-
staat dem Antragsteller vor Ort Schutz 
gewähren.“ Eine „Koalition der Willigen“ 
innerhalb der EU solle dann jährlich ein 
Kontingent schutzbedürftiger Menschen 
aus dem Ausland aufnehmen.

Solche kategorischen Forderungen 
nach einer Abschaffung des Asylrechts 
sind mittlerweile nicht auf die Union 
beschränkt: Auch der ehemalige nieder-

23	  https://www.deutschlandfunk.de/thorsten-frei-
asylrecht-fluechtlinge-kritik-100.html 
24	  https://www.spiegel.de/politik/deutschland/cdu-
jens-spahn-will-irregulaere-migration-auch-mit-phy-
sischer-gewalt-aufhalten-a-3801ec29-9821-4dc7-
bbc5-9b4462442e52 

sächsische Ministerpräsident und ehema-
lige Außenminister Sigmar Gabriel emp-
fiehlt, sich von bisherigen Verpflichtun-
gen des Grundgesetzes und des Völ-
kerrechts zu verabschieden: „Unsere 
Regeln aus dem 20. Jahrhundert passen 
nicht zu den Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts“.25

Wer auf diese Weise die Axt an die Ver-
fassung legt und die menschenrechtlichen 
Errungenschaften in Frage stellt, will eine 
andere Republik. Die historischen Erfah-
rungen und Traditionen, die nach dem 
zweiten Weltkrieg zur Etablierung eines 
Internationalen Flüchtlingsrechts geführt 
haben, werden negiert und mit Füßen 
getreten.

„Tradition ist die Weitergabe des Feuers, 
nicht die Anbetung der Asche,“ formu-
lierte der französische Politiker und Pazi-
fist Jean Jaurès26. Menschenrechte waren 
und sind umkämpft, und sie sind heute 
mehr denn je gefährdet. Die Genfer 
Flüchtlingskonvention und die Europäi-
sche Menschenrechtskonvention werden 
bereits heute an vielen Orten in Europa 
verletzt. Es ist unsere Verantwortung, 
dafür zu sorgen, dass sie nicht unter die 
Räder kommen.

26.000 Menschen sind in den vergange-
nen zehn Jahren bei dem Versuch, nach 
Europa zu fliehen, im Mittelmeer ertrun-
ken – ein Binnenmeer, das wie kein ande-
res engmaschig von Satelliten, Drohnen, 
Radar und Aufklärungsflugzeugen über-
wacht wird. Niemand müsste hier ster-
ben, doch Europa überlässt die Flücht-
linge im Mittelmehr ihrem Schicksal, kri-
minalisiert die Seenotrettung und schottet 
sich auch zu Lande ab. Am Ende dieses 
Jahres ist mehr denn je das Bekennt-
nis zu den Menschenrechten gefragt: Für 
eine organisierte Rettungspolitik und ein 
Asylrecht, das zugänglich und einklagbar 
ist und den Menschen ihre Würde nicht 
nimmt.

Kai Weber ist Geschäftsführer beim Niedersächsi-
schen Flüchtlingsrat in Hannover. 
www.nds-fluerat.org/ 

25	  https://www.rnd.de/politik/sigmar-gabriel-ueber-
wende-in-der-asylpolitik-interview-mit-frueherem-
spd-chef-5Z3HYUA7H5A2XF3I3KWKRW5EKY.html 
26	  https://falschzitate.blogspot.com/2017/06/tradi-
tion-ist-die-weitergabe-des-feuers_10.html 
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